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Auf einen Blick

Die vorliegende Broschure richtet sich an Staatsangehérige der Schweiz, eines EU- oder
EFTA-Staates, die die Schweiz verlassen und in einen EU- oder EFTA-Staat (Island, Liechtenstein,
Norwegen) ziehen.

Sie vermittelt nur eine Ubersicht Gber die Koordination der verschiedenen Systeme der sozialen
Sicherheit. Fir die Beurteilung von Einzelfdllen sind ausschliesslich die gesetzlichen Bestimmun-
gen massgebend.

Der Inhalt dieser Broschire wird regelmassig tberprift und auf www.ahv-iv.ch aktualisiert.
Mit dem Newsletter bleiben Sie auf dem Laufenden und werden tber Anderungen informiert.
Registrieren Sie sich jetzt unter www.ahv-iv.ch/de/Newsletter.


https://www.ahv-iv.ch/de/Newsletter

Freiziigigkeitsabkommen (FZA) und
EFTA-Abkommen




FREIZUGIGKEITSABKOMMEN (FZA) UND EFTA-ABKOMMEN

Was ist das Freiziigigkeitsabkommen (FZA)?

Ein Abkommen iiber den freien Personenverkehr zwischen der Schweiz und der EU.

Mit dem Freiziigigkeitsabkommen wird durch eine schrittweise Offnung des Arbeitsmarktes der
freie Personenverkehr zwischen der Schweiz und der EU eingefiihrt. Das FreizUgigkeitsrecht wird
dadurch erganzt, dass Berufsdiplome gegenseitig anerkannt und die Sozialversicherungen koor-
diniert werden. Das FZA ist nur flr Staatsangehérige der Schweiz und von EU-Mitgliedstaaten
auf dem Gebiet der EU-Mitgliedstaaten und der Schweiz anwendbar. Die Koordination der ein-
zelstaatlichen Systeme der sozialen Sicherheit gilt auch fur Flichtlinge und Staatenlose, die in der
Schweiz oder in einem EU-Staat wohnen.

Die Mitgliedstaaten der EU

Belgien (BE) Griechenland (GR) Malta (MT) Slowakei (SK)

Bulgarien (BG) Irland (IE) Niederlande (NL) Slowenien (SI)

Danemark (DK) Italien (IT) Osterreich (AT) Spanien (ES)

Deutschland (DE)  Kroatien (HR) Polen (PL) Tschechische Republik (CZ)
Estland (EE) Lettland (LV) Portugal (PT) Ungarn (HU)

Finnland (FI) Litauen (LT) Rumanien (RO) Zypern (CY)

Frankreich (FR) Luxemburg (LU) Schweden (SE)

Was ist das EFTA-Abkommen?

Ein Abkommen zur Regelung der Beziehungen zwischen den EFTA-Staaten.

Das EFTA-Abkommen regelt insbesondere die Handelsbeziehungen zwischen den EFTA-Staaten.
Es ist fUr Staatsangehorige der EFTA-Staaten auf dem Gebiet dieser Staaten anwendbar. Das Ab-
kommen regelt auch die Koordination der einzelstaatlichen Systeme der sozialen Sicherheit. Diese
Koordinationsbestimmungen gelten auch fur Fltichtlinge und Staatenlose, wenn sie in einem der
betroffenen Staaten wohnen.

Die EFTA-Staaten
» Island (IS)

» Liechtenstein (LI)
» Norwegen (NO)
» Schweiz (CH)



FREIZUGIGKEITSABKOMMEN (FZA) UND EFTA-ABKOMMEN

» Das FZA und das EFTA-Ubereinkommen enthalten die gleichen Vorschriften zur Koordinie-
rung der nationalen Systeme der sozialen Sicherheit, die zwischen der Schweiz und den
EU-Mitgliedstaaten einerseits und zwischen der Schweiz und den anderen EFTA-Mitglied-
staaten andererseits gelten. Allerdings gelten diese Regeln nicht fir Situationen, die gleich-
zeitig Beziehungen mit der Schweiz, der EU und der EFTA betreffen, da es kein «Rahmen-
abkommeny» gibt. Denn das FZA und das EFTA-Ubereinkommen sind nicht miteinander
verbunden und gelten nur fur die Angehérigen der Vertragsstaaten des jeweiligen Abkom-
mens.

In einigen Beziehungen zwischen den EU- und den EFTA-Staaten sowie der Schweiz sind
diese Regeln nicht anwendbar:

Beispiele

» 1. Ein Schweizer Staatsangehdriger zieht von einem EU-Staat in einen EFTA-Staat.
» 2. Ein norwegischer Staatsangehoriger zieht von der Schweiz in einen EU-Staat.
» 3. Ein EU-Staatsangehdriger zieht von der Schweiz in einen anderen EFTA-Staat.

Was bedeuten das FZA und das EFTA-Abkommen im Hinblick auf die soziale
Vorsorge?

Die Koordination der verschiedenen nationalen Sozialversicherungssysteme.

Das FZA und das EFTA-Abkommen koordinieren die verschiedenen nationalen Sozialversiche-
rungssysteme. Sie bewirken jedoch keine Vereinheitlichung der einzelnen Systeme. Jede Staat
behalt die Struktur, die Art und den Umfang der Beitrage und der Leistungen seiner Sozialversi-
cherungen bei.

Die wichtigsten Aspekte des Abkommens sind:
» Gleichbehandlung von Staatsangehorigen der Schweiz und der EU bzw. der EFTA

» Allfallige nachteilige Auswirkungen des Wechsels des Beschaftigungs- oder \Wohnstaates auf
den Versicherungsschutz werden gemildert oder beseitigt

Die bestehenden zwischenstaatlichen Abkommen zwischen der Schweiz und den einzelnen EU-
bzw. EFTA-Staaten im Bereich der sozialen Sicherheit werden grésstenteils durch das FZA und das
EFTA-Abkommen ersetzt. Sie gelangen nur noch fir jene Personen zur Anwendung, die das FZA
bzw. das EFTA-Abkommen nicht erfasst. Dies gilt insbesondere fur Personen, die weder Staats-
angehorige der Schweiz noch eines EU- bzw. EFTA-Staates sind.



FREIZUGIGKEITSABKOMMEN (FZA) UND EFTA-ABKOMMEN

Welche Versicherungszweige erfassen die Abkommen?

Alle aus dem Bereich der sozialen Sicherheit ausser der Sozialhilfe.
Das FZA und das EFTA-Abkommen gelten fur alle gesetzlichen Regelungen Uber den Sozialver-
sicherungsschutz

» im Alter

bei Invaliditat

im Todesfall (Leistungen an Hinterlassene)

bei Krankheit

bei Mutterschaft und Vaterschaft

bei Betreuung eines gesundheitlich schwer beeintrachtigten Kindes

bei Adoption

bei Arbeitsunfallen und Berufskrankheiten

bei Arbeitslosigkeit

bei Vorruhestand

im Bereich der Familienzulagen

vV VvVvvVvVvivVvVvVvVvYVvyyYy

Die Sozialhilfe ist nicht von den Koordinierungsregeln der Sozialversicherungssysteme betroffen.

Welche Personen sind vom FZA und vom EFTA-Abkommen betroffen?

Das FZA betrifft Staatsangehorige aus der Schweiz und den EU-Mitgliedstaaten, die
von der Schweiz in die EU ziehen oder umgekehrt.

Das EFTA-Abkommen betrifft Staatsangehérige der EFTA-Staaten, die innerhalb der
EFTA ab- und zuwandern.

Das FZA betrifft Schweizer Blurger oder EU-Staatsangehorige, die den Rechtsvorschriften zur
sozialen Sicherheit eines oder mehrerer dieser Staaten unterstellt sind oder waren (einschliesslich
Staatenlose und Fluchtlinge, die dort wohnen), sowie deren Familienangehérige und Hinterlas-
sene.

Das EFTA-Abkommen betrifft Schweizer Burger oder Staatsangehérige eines anderen EFTA-Staa-
tes, die den Rechtsvorschriften zur sozialen Sicherheit eines oder mehrerer dieser Staaten unter-
stellt sind oder waren (einschliesslich Staatenlose und Flichtlinge, die dort wohnen), sowie deren
Familienangehdrige und Hinterlassene.

Personen, die weder Staatsangehdrige der Schweiz noch eines EU- oder EFTA Staates sind
(ausser sie sind Familienangehorige oder Hinterlassene im obigen Sinn), sind vom FZA oder vom
EFTA-Abkommen nicht betroffen. Fur sie gelten weiterhin die zwischenstaatlichen Abkommen
Uber Soziale Sicherheit mit den betreffenden Staaten. Weitere Auskinfte erteilen die Ausgleichs-
kassen.



Massgebendes Sozialversicherungssystem




MASSGEBENDES SOZIALVERSICHERUNGSSYSTEM

Welchem Versicherungssystem unterstehen erwerbstatige Personen?

In der Regel dem Sozialversicherungssystem eines einzigen Staates.

Erwerbstatige Personen unterstehen in der Regel dem Sozialversicherungssystem eines einzigen
Staates, auch wenn sie in mehreren Staaten arbeiten. Das heisst, sie mUssen die Versicherungs-
beitrage jeweils nur im betreffenden Staat bezahlen.

Welchem Versicherungssystem unterstehen Personen,
die nur in einem Staat erwerbstatig sind?

Dem Versicherungssystem des Staates, in dem sie arbeiten.

Staatsangehdrige der EU, Islands, Liechtensteins, Norwegens oder der Schweiz, die nur in einem
Staat erwerbstatig sind, unterstehen dem Versicherungssystem ihres Beschaftigungsstaats — auch
wenn sie in einem anderen Staat wohnen oder sich der Sitz des Unternehmens oder des Arbeit-
gebers in einem anderen Staat befindet.

Welchem Versicherungssystem unterstehen Personen,
die in mehreren Staaten erwerbstatig sind?

Dem Versicherungssystem des Wohnsitzstaates, wenn dort ein wesentlicher Teil der
Erwerbstatigkeit ausgeiibt wird.

Staatsangehdrige der Schweiz oder eines EU-Staates, die Erwerbstatigkeiten im Angestelltenver-
haltnis oder als Selbstandigerwerbende gleichzeitig in mehreren Staaten (Schweiz und EU) aus-
Uben, sind grundsatzlich dem Sozialversicherungssystem des Wohnsitzstaates unterstellt.

Personen, die jedoch nicht oder zu keinem wesentlichen Teil (< 25 %) in ihrem Wohnsitzstaat
erwerbstatig sind, unterstehen dem Sozialversicherungssystem jenes Staates (Schweiz oder EU),
in dem sich der Arbeitgebersitz befindet (oder bei mehreren Arbeitgebern, sofern sich der Sitz
im selben Staat befindet). Fur Selbsténdigerwerbende ist es jener Staat, in dem sich das Zentrum
ihrer Tatigkeiten befindet.

Falls Staatsangehorige der Schweiz oder eines EU-Staates flr mehrere Arbeitgeber mit Sitz in
zwei verschiedenen Staaten (Schweiz und EU) arbeiten und einer davon der WWohnsitzstaat ist,
erfolgt die Unterstellung den Rechtsvorschriften des anderen Staates (in dem die Person nicht
wohnt).

Staatsangehorige der Schweiz oder eines EU-Staates, die flir mehrere Arbeitgeber arbeiten und
von denen mindestens zwei ihren Sitz in verschiedenen Staaten (Schweiz und EU) ausserhalb des
Wohnsitzstaates haben, sind den Rechtsvorschriften des Wohnsitzstaates unterstellt, auch wenn
sie keinen wesentlichen Teil ihrer Erwerbstatigkeit dort austben.



MASSGEBENDES SOZIALVERSICHERUNGSSYSTEM

Im Bereich der Beziehungen zwischen der Schweiz und der EU kommen die Sonderbestimmun-
gen fur das Luftfahrtpersonal, das Seepersonal und fur die Beamten zur Anwendung.

Staatsangehdrige der Schweiz oder eines Mitgliedstaates der EU, die in mehr als einem Staat
(Schweiz und EU) gleichzeitig sowohl eine unselbststandige wie auch eine selbststandige Er-
werbstatigkeit austiben, unterstehen den Rechtsvorschriften des Staates, in dem sie die unselbst-
standige Tatigkeit austben.

Die vorgenannten Bestimmungen gelten ebenfalls fir Staatsangehdérige der Schweiz oder eines
anderen EFTA-Staates, welche gleichzeitig in mehreren Staaten (Schweiz und EFTA) arbeiten.

Welchem Versicherungssystem unterstehen Arbeitnehmende, die gewohnlich in der
Schweiz versichert sind und fiir kurze Zeit in einen EU- oder EFTA-Staat entsandt
werden?

Dem Versicherungssystem der Schweiz.

Staatsangehdrige der Schweiz oder der EU, die gewohnlich in der Schweiz versichert sind, und
von einem Unternehmen mit Sitz in der Schweiz vorlbergehend in einen EU-Staat entsandt
werden, bleiben dem Versicherungssystem der Schweiz unterstellt. Dies allerdings nur, wenn die
Entsendung nicht langer als 24 Monate dauert.

Staatsangehdrige der EFTA-Staaten (Island, Liechtenstein, Norwegen oder der Schweiz), die ge-
wohnlich in der Schweiz versichert sind, und von einem Unternehmen mit Sitz in der Schweiz
vorlibergehend in einen anderen EFTA-Staat entsandt werden, bleiben dem Versicherungssystem
der Schweiz unterstellt. Dies allerdings nur, wenn die Entsendung nicht langer als 24 Monate
dauert.

Die Entsendung ist auch bei selbststandiger Tatigkeit moglich.

In bestimmten Fallen kann eine Entsendung auf insgesamt maximal finf bis sechs Jahre verlan-
gert werden.

Zustandig fur die Ausstellung der Entsendungsbescheinigung (Bescheinigung A1) ist die Aus-
gleichskasse. Dort erhalten Sie auch weitere Auskunfte.

Detaillierte Informationen enthalten die Merkblatter zur Entsendung unter www.bsv.admin.ch.


https://www.bsv.admin.ch/bsv/de/home/informationen-fuer/entsandte.html

MASSGEBENDES SOZIALVERSICHERUNGSSYSTEM

Welchem Krankenversicherungssystem unterstehen Personen,
die eine Leistung der Arbeitslosenversicherung beziehen?

Dem Versicherungssystem des fiir die Leistungen bei Arbeitslosigkeit zustandigen
Staates.

Welchem Krankenversicherungssystem unterstehen Personen,
die eine Rente beziehen?

Dies hdngt von der personlichen Situation der Rentnerinnen und Rentner ab.

Rentnerinnen und Rentner, die nur aus einem Staat eine Rente beziehen, jedoch nicht dort
wohnen, unterstehen in der Regel dem Krankenversicherungssystem des Staates, das die Rente
auszahlt.

Beziehen Rentnerinnen und Rentner aus mehreren Staaten eine Rente und wohnen sie in
einem dieser Staaten unterstehen sie in der Regel dem Krankenversicherungssystem ihres \WWohn-
staats. Wohnen sie in einem Staat, aus dem sie keine Rente beziehen, sind sie in der Regel dort
krankenversicherungspflichtig, wo sie am langsten versichert waren.

Krankenversicherung fiir nichterwerbstatige Familienangehérige

» Nichterwerbstatige Familienangehdrige einer erwerbstatigen, arbeitslosen oder rentenbe-
ziehenden Person unterstehen in der Regel demselben Krankenversicherungssystem wie die
erwerbstatige Person, auch wenn sie in einem anderen Staat wohnen.

Andere nichterwerbstétige Personen

» Nichterwerbstatige Personen, die weder Rentner bzw. Rentnerinnen, Arbeitslose noch Fami-
lienangehdrige sind, unterstehen dem Krankenversicherungssystem ihres \Wohnsitzlstaates.

Personen, die im Ausland wohnen, aber gemass FZA oder EFTA-Abkommen dem schweizerischen
System der sozialen Sicherheit unterstellt sind, sind fir Leistungen im Krankheitsfall ebenfalls in
der Schweiz versicherungspflichtig. Einige Personen kénnen sich aufgrund ihres Wahlrechts je-
doch von der Versicherungspflicht in der Schweiz befreien, wenn sie den Nachweis erbringen,
dass sie im Wohnstaat versichert sind (siehe nachstehende Tabelle). Ein Verzeichnis der Kranken-
versicherer und der Pramien nach EU-/EFTA-Staat ist auf der Homepage des Bundesamtes fir
Gesundheit verfugbar: www.priminfo.ch. Erwachsene und Kinder sind individuell bei demselben
Krankenversicherer versichert.


http://www.priminfo.ch/praemien/index.php?sprache=d

MASSGEBENDES SOZIALVERSICHERUNGSSYSTEM

Wohnsitz in einem EU-/EFTA-Staat und Unterstellung unter die Krankenversicherung

Personenkategorien Wahlrecht: Versiche- Versicherung im Versicherung in der
rung im Wohnstaat Wohnstaat Schweiz
oder in der Schweiz

Wenn die Person in einem der folgenden Staaten wohnt:

> Erwerbstatige AT, DE, FR, IT LI BE, BG, CY, CZ, DK, EE, Fl,
» Grenzganger/-innen GR, HR, HU, IE, IS, LT, LU,
» Rentner/-innen LV, MT, NL, NO, PL, RO, SE,
> Arbeitslose SI, SK

ES*, PT* ES*, PT*

* nur Rentner/innen * ausser Rentner/innen
Nichterwerbstatige Fl DK, LI, PT, SE BE, BG, CY, CZ, EE, GR, HR,
Familienangehoérige [E, IS, LT, LU, LV, MT, NL,
von: NO, PL, RO, SI, SK
> Erwerbstatigen ES* ES*, HU* HU*
» Grenzgangern/-innen *ausschliesslich von * ausser von Rent- * nur Rentner/-innen
» Rentnern/-innen Rentnern/-innen nern/-innen

> Arbeitslosen
» Kurzaufenthaltern/
-innen

AT**, FR**, [T**

** \/ersicherung in
demselben Staat wie
Grenzganger/-innen, Rent-
ner/-innen, Arbeitslose

DE***

***% Maoglichkeit der indi-

viduellen Wahl fur nichter-

werbstatige Familienange-

horige
Die Staaten sind hier mit ihren Abklrzungen (ISO-Code) erwahnt (siehe dazu die Staatenbezeich-
nungen auf Seite 6).

Versicherung in der Schweiz — Wohnsitz in einem EU- oder EFTA-Staat

» Obligatorisch in der Schweiz versicherte Personen, die in einem EU-Staat oder einem
EFTA-Staat wohnen, mussen sich fir die administrativen Formalitaten bei dem Kranken-
versicherungstrager ihres \WWohnstaates einschreiben. Die besonderen Versicherungsformen
(wahlbare Franchise, Bonusversicherung, HMO) stehen diesen Personen nicht offen, da sie
Anspruch auf Leistungen haben, wie sie das Gesetz ihres Wohnstaates vorsieht.

» In der Schweiz versicherte Personen mit Wohnsitz in einem EU-Staat (Erwerbstatige, Rentne-

rinnen und Rentner, Arbeitslose) sowie deren Familienangehérige kénnen sich grundsatzlich
entweder im Wohnsitzstaat oder in der Schweiz behandeln lassen.




MASSGEBENDES SOZIALVERSICHERUNGSSYSTEM

Arbeitsort in einem EU-/EFTA-Staat — Wohnsitz in der Schweiz

» Staatsangehorige der Schweiz oder eines EU- oder EFTA-Staates, die in der Schweiz woh-
nen, aber in einem EU- oder EFTA-Staat arbeiten, sind der Versicherung ihres Beschafti-
gungsstaates unterstellt. Grenzganger und Grenzgangerinnen, die in der Schweiz wohnen
und z. B. in Deutschland arbeiten, missen sich zusammen mit ihren nichterwerbstatigen
Familienangehdrigen in Deutschland krankenversichern. Im Erkrankungsfall werden sie in
der Schweiz wie in der Schweiz versicherte Personen behandelt. Die Kosten tragt die aus-
landische Versicherung.



Wechsel der Versicherungsunterstellung




WECHSEL DER VERSICHERUNGSUNTERSTELLUNG

In welchen Féllen kann es zu einem Wechsel
der Versicherungsunterstellung kommen?

Bei Wohnsitzwechsel oder Arbeitsaufnahme in einem EU- oder EFTA-Staat.

Wer definitiv auswandert oder in einem EU- oder EFTA-Staat arbeitet, untersteht in jedem Fall
den Sozialversicherungen des Beschaftigungs- oder Aufenthaltsstaates.

Wer nur vortbergehend im Ausland arbeitet oder sich dort aufhdlt, bleibt — je nach Wohnstaat,
Beschaftigungsstaat und Arbeitgebendem — entweder den schweizerischen Sozialversicherun-
gen unterstellt oder untersteht den Sozialversicherungen des Beschaftigungs-, Aufenthalts- oder
Wohnstaates.

Welchen Versicherungen unterstehen Personen mit Wohnsitz
in einem EU- oder EFTA-Staat?

Den nach dem jeweiligen nationalen Recht vorgesehenen Versicherungen.

In allen EU- und EFTA-Staaten bestehen obligatorische bzw. freiwillige Versicherungen gegen
Risiken aus Krankheit, Mutterschaft, Alter, Invaliditat, Tod (Hinterlassenenleistungen) sowie in der
Regel auch fur Arbeitsunfalle, Berufskrankheiten sowie Arbeitslosigkeit.

Auskinfte erteilen die Verbindungsstellen der einzelnen Staaten. Néhere Informationen zu
den nationalen Sozialversicherungssystemen finden Sie zudem im Internet, insbesondere im
MISSOC (gegenseitiges Informationssystem fur soziale Sicherheit www.europa.eu).

Was passiert bei einem Wechsel der Versicherungsunterstellung
mit den in der Schweiz bezahlten AHV-/IV-Beitragen?

Die Beitrage bleiben bei der jeweiligen Versicherung und geben im Versicherungsfall
Anspruch auf Teilrenten.

Eine Uberweisung der an die schweizerischen Sozialversicherungen bezahlten Beitrége an einen
Versicherungstrager eines EU- oder EFTA-Staates ist nicht mdglich. Eine Beitragsrickvergitung an
die versicherten Personen ist ebenfalls ausgeschlossen.


http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=URISERV:c10606

WECHSEL DER VERSICHERUNGSUNTERSTELLUNG

Kann ich mich der schweizerischen freiwilligen AHV/IV anschliessen,
wenn ich den Wohnsitz in einen EU- oder EFTA-Staat verlege?

Nein.

Staatsangehorige der Schweiz, der EU, Islands, Liechtensteins oder Norwegens kénnen der frei-
willigen Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung beitreten, wenn sie

» nicht in einem EU- oder EFTA-Staat wohnen und

» unmittelbar vor dem Austritt aus der obligatorischen Versicherung mindestens wahrend
funf Jahren ununterbrochen versichert waren.

Das Merkblatt 70.02 - Freiwillige Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung informiert
Uber den Beitritt zur freiwilligen Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung.

Gibt es keine Moglichkeit, sich in der schweizerischen AHV/IV zu versichern,
wenn man in einem EU- oder EFTA Staat erwerbstatig ist?

Unter gewissen Voraussetzungen kann die Versicherung bei der AHV/IV weitergefiihrt
werden.

Im Ausland erwerbstatige Personen sowie ihre Familienangehérigen sind im Prinzip nicht obliga-
torisch bei der schweizerischen AHV/IV versichert. Unter gewissen Voraussetzungen kénnen sie
sich aber von sich aus in der obligatorischen AHV/IV versichern lassen.

Personen, die in einem EU- oder EFTA-Staat fUr einen Schweizer Arbeitgebenden tatig sind und
von diesem bezahlt werden, kénnen jedoch unter den folgenden Voraussetzungen weiterhin in
der AHV/IV/EO und Arbeitslosenversicherung versichert bleiben:

» Lohnauszahlung in der Schweiz

Die Lohnauszahlung muss durch einen Arbeitgeber mit Sitz in der Schweiz erfolgen. Arbeitneh-
merin oder Arbeitnehmer, die nur einen Teil ihres Lohnes von ihrem Schweizer Arbeitgeber erhal-
ten, kdnnen die obligatorische Versicherung nur dann weiterfhren, wenn ihnen ihr Arbeitgeber
auch Beitrage auf jenen Lohn ausrichtet, der vom auslandischen Unternehmen ausbezahlt wird.

» Funf aufeinanderfolgende Versicherungsjahre bei der AHV/IV

Um die Versicherung weiterfiihren zu kénnen, muss die betroffene Person wahrend mindestens
funf aufeinander folgenden Jahren obligatorisch oder freiwillig bei der schweizerischen AHV/IV
versichert gewesen sein. Dies muss entweder unmittelbar vor der Aufnahme der Erwerbstatigkeit
im Ausland oder — fiir Personen, die wahrend einer voribergehenden Tatigkeit in einem EU- oder
EFTA-Staat in der Schweiz versichert geblieben sind — nach Ablauf der Entsendungsdauer der Fall
gewesen sein. Fir EU- und EFTA-Birger gilt, dass bei Weiterversicherung innerhalb der EU/EFTA
lediglich EU/EFTA-Versicherungszeiten an die funfjahrige Mindestversicherungszeit angerechnet
werden kdnnen. Gleiches gilt fur die Staatsangehorigen von EFTA-Staaten fr die Weiterversiche-
rung wahrend einer Tatigkeit in Island, Liechtenstein oder Norwegen.


https://www.ahv-iv.ch/p/10.02.d

WECHSEL DER VERSICHERUNGSUNTERSTELLUNG

» Einverstdndnis von Arbeitnehmendem und Arbeitgebendem.

Um die obligatorische Versicherung weiterfihren zu kénnen, muss ein vom Arbeitgebenden
und vom Arbeitnehmenden unterschriebenes schriftliches Gesuch bei der Ausgleichskasse des
Arbeitgebenden eingereicht werden. Das Gesuch kann auch vom Arbeitgeber direkt auf der
elektronischen ALPS-Plattform (Applicable Legislation Platform Switzerland) eingereicht werden.
Der Arbeitgebende ist jedoch nicht verpflichtet, sein Einverstandnis zu erteilen. Das Gesuch muss
spatestens sechs Monate nach dem Tag, an dem der Arbeitnehmende die Voraussetzungen fur
die Weiterfihrung der obligatorischen Versicherung erfullt, eingereicht werden. Nach Ablauf
dieser Frist ist eine Weiterfihrung der Versicherung nicht mehr mdéglich. Die Ausgleichskassen
erteilen gerne weitere Auskunfte.

Diese Weiterversicherung in der Schweiz befreit nicht automatisch von der Sozialversicherungs-
beitragspflicht im Beschaftigungsstaat.

Fur die Entsendung von Arbeitnehmenden gelten besondere Regeln (siehe Seite 11). Nahere
Informationen dazu finden Sie unter www.bsv.admin.ch.

Gibt es eine Moglichkeit fiir nichterwerbstétige Personen, sich bei Wohnsitznahme
in einem EU- oder EFTA-Staat in der schweizerischen AHV/IV zu versichern?

Ja, aber nur fir Studierende oder Personen, die ihren obligatorisch versicherten Ehe-
gatten ins Ausland begleiten.

Nichterwerbstatige Studierende, die ihren Wohnsitz in der Schweiz aufgeben, um im Ausland ei-
ner Ausbildung nachzugehen, kénnen die Versicherung unter gewissen Voraussetzungen weiter-
fihren, und zwar langstens bis zum 31. Dezember des Jahres, in welchem sie das 30. Altersjahr
vollenden. Die Versicherung lauft ohne Unterbruch weiter, falls das Gesuch innerhalb von sechs
Monaten ab der Aufnahme der Ausbildung im Ausland eingereicht wird. Nach Ablauf dieser Frist
kann die Versicherung nicht mehr weitergefihrt werden.

Der Versicherung beitreten kénnen nichterwerbstatige Personen im Ausland, deren Ehegatte bei
der schweizerischen AHV/IV obligatorisch versichert ist. Nicht beitreten kénnen nichterwerbsta-
tige Personen mit Wohnsitz im Ausland, deren Ehegatte als Grenzgangerin oder Grenzganger in
der Schweiz erwerbstatig ist.

Die Ausgleichskassen erteilen gerne weitere Auskiinfte.


https://www.bsv.admin.ch/bsv/de/home/informationen-fuer/entsandte.html

Leistungen im Alter (AHV)
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Was geschieht, wenn eine Person in verschiedenen Vertragsstaaten
(Schweiz, EU- und/oder EFTA-Staaten) Versicherungsbeitrage bezahlt hat?

Sie erhdlt im Rentenalter von jedem Staat eine gesonderte Rente.

Personen, die in mehr als einem Vertragsstaat Versicherungsbeitrdge geleistet haben, haben An-
spruch auf je eine Rente aus den betreffenden Staaten. Voraussetzung ist, dass sie im jeweiligen
Staat eine Mindestversicherungszeit von einem Jahr aufweisen. lhre Beitrage bleiben bis zum
Erreichen des jeweiligen Rentenalters bei den Versicherungen der einzelnen Staaten. Sie werden
weder an die Rentenversicherungen anderer Staaten Uberwiesen noch kann die versicherte Per-
son deren Rickerstattung verlangen.

Rentenalter

» Der Rentenanspruch entsteht, sobald die versicherte Person das im jeweiligen Staat geltende
Rentenalter erreicht hat. Da das Rentenalter nicht in jedem Staat gleich hoch ist, kann es vor-
kommen, dass die verschiedenen Altersrentenanspriiche zu unterschiedlichen Zeitpunkten
entstehen.

Mindestversicherungsdauer

» Die Mindestversicherungsdauer fur den Erwerb eines Rentenanspruchs ist von Staat zu Staat
unterschiedlich, betragt aber mindestens ein Jahr. Reicht die in einem EU- oder EFTA-Staat
erworbene Beitragsdauer zur Entstehung eines Rentenanspruchs nicht aus, berechnen die
einzelnen Staaten die Mindestversicherungsdauer, indem sie die in den anderen EU- oder
EFTA-Staaten und in der Schweiz zuriickgelegten Versicherungszeiten bertcksichtigen.

» Die Schweiz sieht eine Mindestversicherungsdauer von einem Jahr vor.

» Es gelten Sonderbestimmungen fur Personen, die in mehreren Staaten Beitrdge bezahlt
haben, aber in keinem davon die Versicherungsdauer von einem Jahr erfllen.

Wie berechnet sich die Héhe einer Altersrente?

Nach den Versicherungszeiten.

Die Renten von Personen, die in mehr als einem Staat versichert waren, berechnen sich aufgrund
der im jeweiligen Staat zurlickgelegten Versicherungszeiten.

Wird die Altersrente der schweizerischen AHV auch ausbezahlt,
wenn die rentenberechtigte Person in einem EU- oder EFTA-Staat wohnt?

Ja.

Die Altersrente der AHV wird den Rentnerinnen und Rentnern auch bei Wohnsitz in einem
EU- oder EFTA-Staat ausbezahlt.
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Erhalte ich die Erganzungsleistungen zur AHV/IV auch im Ausland?

Nein.

Sonderleistungen, die nicht von den Beitragszahlungen abhangen, werden nicht ins Ausland
exportiert. In der Schweiz gilt dies z. B. fir Erganzungsleistungen und Hilflosenentschadigungen.

Welchen Einfluss hat der Bezug einer Rente eines EU- oder EFTA-Staates
auf die Rente der schweizerischen AHV?

Keinen.

Der Anspruch auf eine Rente der schweizerischen AHV verandert sich nicht, wenn eine Person
eine Altersrente aus einem EU- oder EFTA-Staat bezieht.

» Arbeitnehmende, die in der beruflichen Vorsorge versichert sind, kénnen auch Anspruch auf
Leistungen dieser Versicherung erheben (siehe Leistungen der beruflichen Vorsorge, Seite
27 bis 29).
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LEISTUNGEN FUR HINTERLASSENE (AHV)

Wie berechnet sich die Héhe einer Witwen-, Witwer- oder Waisenrente?

Aufgrund der Versicherungszeiten der verstorbenen Person.

Witwen-, Witwer- oder Waisenrenten berechnen sich nach den durch die verstorbene Person
zurtickgelegten Versicherungszeiten und nach den jeweiligen nationalen Vorschriften.

Werden schweizerische Hinterlassenenrenten (Witwen-, Witwer- und Waisenrenten)
auch an Berechtigte gezahlt, die ihren Wohnsitz in einem EU- oder EFTA-Staat
haben?

Ja.

Die schweizerischen Hinterlassenenrenten werden zu den gleichen Bedingungen wie in der
Schweiz in EU- und EFTA-Staaten ausbezahlt. Dies gilt sowohl dann, wenn sich der Wohnsitz
bereits bei Anspruchsbeginn in einem EU- oder EFTA-Staat befindet, als auch bei spaterem
Wechsel in einen EU-/EFTA-Staat. Die Auszahlung einer schweizerischen Rente in einen EU- oder
EFTA-Staat hat keinen Einfluss auf die Hohe dieser Rente.

Was geschieht mit der schweizerischen Witwen-/Witwerrente,
wenn die verwitwete Person bereits im Rentenalter ist?

Kein gleichzeitiger Bezug von Alters- und Hinterlassenenrenten.

Die schweizerische AHV sieht keinen gleichzeitigen Bezug von Alters- und Hinterlassenenleistun-
gen vor. Es wird die jeweils héhere Leistung ausgerichtet.

In den EU- oder EFTA-Staaten gelten die Vorschriften des jeweiligen Staates. Einzelne Staaten
kdrzen ihre Leistungen bei Bezug einer Rente aus dem Ausland.

» Hinterbliebenen von Arbeitnehmenden, die in der beruflichen Vorsorge versichert sind, kén-
nen auch Anspruch auf Leistungen dieser Versicherung erheben (siehe Leistungen der beruf-
lichen Vorsorge, Seite 27 bis 29).
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Wie wird der Invaliditatsgrad bestimmt?

Nach der Gesetzgebung des jeweiligen Staates.

Jeder Staat bestimmt den Grad der Invaliditat gemass seiner Gesetzgebung. Dies kann zur Folge
haben, dass der gleiche Gesundheitsschaden in verschiedenen Staaten zu einer unterschiedlichen
Bewertung der Invalilditat fuhrt.

Grundsatzliche Bestimmungen bei Invaliditét in den EU- oder EFTA-Staaten

und in der Schweiz

» In einigen Staaten werden die Invalidenrenten dhnlich wie die Altersrenten berechnet. Die
Hohe der Renten hangt von den zurtickgelegten Versicherungszeiten ab. Fiir die Entstehung
des Rentenanspruchs ist nicht erforderlich, dass man bei Invaliditatseintritt noch tatsachlich
dort versichert ist. Dieser Grundsatz gilt auch in der Schweiz.

» Andere Staaten richten Invalidenrenten unabhangig von der Versicherungsdauer aus. Die
betreffenden Personen mussen jedoch im Zeitpunkt des Invaliditatseintritts tatsachlich dort
versichert sein.

Was geschieht, wenn eine Person in verschiedenen Staaten Versicherungsbeitrage
bezahlt hat?

Im Invaliditatsfall erhalt sie je nach Situation mehrere Invalidenrenten.

Die Anzahl und die H6he der Renten hangen von den Versicherungssystemen in den betreffen-
den Staaten ab. Wer in EU- oder EFTA-Staaten oder in der Schweiz Beitrage geleistet hat, erhalt
von jedem der betroffenen Staaten eine Invalidenteilrente, sofern die jeweiligen Voraussetzungen
erfullt sind.

Personen, die mindestens drei Jahre lang in der Schweiz Beitrdge geleistet haben und die Ubri-
gen Voraussetzungen erfullen, erhalten eine IV-Rente im Verhéltnis zu ihrer Beitragszeit in der
Schweiz und zu den gleichen Bedingungen wie Versicherte mit Wohnsitz in der Schweiz.

Wenn eine Person die oben genannte Mindestbeitragszeit nicht erfillt, missen die in anderen
Staaten zurtickgelegten Versicherungszeiten, die fur den Anspruch auf eine Invalidenrente uner-
lasslich sind, bertcksichtigt werden .

Werden Eingliederungsmassnahmen der schweizerischen IV
auch in EU- oder EFTA-Staaten gewahrt?

In der Regel nicht.

Eingliederungsmassnahmen der IV (z. B. berufliche oder medizinische Massnahmen) werden nur
gewahrt, sofern und solange eine Person als in der schweizerischen IV versichert gilt. Unter dieser
Voraussetzung konnen die Massnahmen ausnahmsweise auch im Ausland durchgeftihrt werden.
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Gilt dies auch fiir Kinder, die mit ihren Eltern in einen EU- oder EFTA-Staat ziehen?

Ja, mit Ausnahmen.

Diese Kinder haben nur Anspruch auf Eingliederungsmassnahmen, wenn mindestens ein Eltern-
teil wahrend seiner Beschaftigung im Ausland der AHV/IV angehért. Unter dieser Voraussetzung
kénnen die Massnahmen auch im Ausland durchgefuhrt werden, wenn die Erfolgsaussichten
und die personlichen Verhaltnisse dies rechtfertigen.

Werden schweizerische IV-Renten auch bei Wohnsitz
in einem EU- oder EFTA-Staat ausbezahlt?

Ja.

Schweizerische IV-Renten werden unter den gleichen Bedingungen wie in der Schweiz auch in
EU- oder EFTA-Staaten ausgerichtet.

» Wer eine Leistung beansprucht, muss einen entsprechenden Antrag stellen. Liegt der Wohn-
sitz in einem EU- oder EFTA-Staat, kann die Anmeldung fur schweizerische AHV-/IV-Leistun-
gen beim Versicherungstrager des Wohnstaates eingereicht werden. Sie wird dann zur Be-
arbeitung an die zustandigen Versicherungen weitergeleitet. Weitere Informationen erteilen
die zustandigen nationalen Verbindungsstellen gerne (www.bsv.admin.ch).

» Arbeitnehmende, die in der beruflichen Vorsorge versichert sind, kénnen auch Anspruch auf
Leistungen dieser Versicherung erheben (siehe Leistungen der beruflichen Vorsorge, Seite
27 bis 29).


https://www.bsv.admin.ch/bsv/de/home/sozialversicherungen/int.html

Leistungen der beruflichen Vorsorge (BV)




LEISTUNGEN DER BERUFLICHEN VVORSORGE (BV)

Fallt die berufliche Vorsorge auch in den Anwendungsbereich
des FZA und des EFTA-Abkommens?

Ja, aber nur die gesetzliche Mindestvorsorge (obligatorische Vorsorge).

Der im Gesetz vorgesehene Mindestumfang der beruflichen Vorsorge (obligatorische Vorsorge)
wird vom FZA und dem EFTA-Abkommen erfasst. Der Uberobligatorische Teil (berufliche Vor-
sorge Uber dem gesetzlichen Minimum, die auf reglementarischer Vereinbarung beruht) fallt,
wenn auch in geringerem Ausmass, ebenfalls unter das FZA und das EFTA-Abkommen.

Werden die Leistungen der beruflichen Vorsorge auch an Berechtigte
mit Wohnsitz in einem EU- oder EFTA-Staat erbracht?

Ja.

Die Leistungen der beruflichen Vorsorge werden unabhangig vom Wohnsitz ausgerichtet.

Wo muss der Antrag auf Leistungen der beruflichen Vorsorge gestellt werden,
wenn die berechtigte Person in der Schweiz keinen Wohnsitz hat?

Direkt bei der Vorsorgeeinrichtung, der zustindigen Versicherung oder Bank welcher
der Arbeitgebende der betreffendenPerson angeschlossen ist.

Wenn die Person arbeitet und der Name der Vorsorgeeinrichtung nicht bekannt ist, kann der
Arbeitgeber Asukunft geben.

Liegt das Guthaben auf einem Freizligigkeitskonto oder einer FreizUgigkeitspolice, ist der Antrag
direkt an die entsprechende Institution (Bankstiftung oder Versicherung) zu richten.

Ist nicht bekannt, ob und wo ein Guthaben in der 2. Saule vorhanden ist, so hilft die eigens dafur
eingerichtete «Zentralstelle 2. Saule» weiter (www.sfbvg.ch). Diese kann allenfalls Auskunft Gber
den Verbleib maglicher Vorsorgeguthaben, Freizligigkeitskonten oder -policen geben.

Wird die Austrittsleistung der obligatorischen beruflichen Vorsorge
(Mindestvorsorge) bar ausbezahlt, wenn eine versicherte Person die Schweiz
endgiiltig verlasst und in einem EU-/EFTA-Staat eine Erwerbstatigkeit aufnimmt?

Nicht wenn die Person dort obligatorisch versichert ist.

Die Barauszahlung der Austrittsleistung im Bereich der obligatorischen Mindestvorsorge ist un-
tersagt, wenn eine erwerbstatige Person die Schweiz endgultig verlasst und in einem EU- oder
EFTA-Staat der obligatorischen Versicherung fur die Risiken Alter, Tod und Invaliditat unterstellt
ist. Der obligatorische Teil der Austrittsleistung muss auf ein Freizligigkeitskonto oder eine Freizi-
gigkeitspolice nach Wahl der versicherten Person Uberwiesen werden. Der Vorsorgeschutz bleibt
somit erhalten und Altersleistungen von Freiziigigkeitspolicen und -konten dirfen frihestens
funf Jahre vor und spatestens funf Jahre nach Erreichen des Rentenalters ausbezahlt werden.


http://www.sfbvg.ch/xml_1/internet/de/application/f33.cfm

LEISTUNGEN DER BERUFLICHEN VVORSORGE (BV)

Verlangt eine Person die Barauszahlung ihres Guthabens aus der obligatorischen Mindestvor-
sorge, muss sie den Nachweis erbringen, dass sie im entsprechenden Staat nicht der obligatori-
schen Versicherung unterliegt. Hierzu kann sie sich an die Verbindungsstelle wenden (Sicherheits-
fonds BVS, www.sfbvg.ch).

Der Uberobligatorische Teil der Austrittsleistung fallt nicht unter das Barauszahlungsverbot und
kann folglich vorzeitig bar ausbezahlt werden.

» Ist eine Person aufgrund einer neuen Erwerbstatigkeit dem liechtensteinischen System der
sozialen Sicherheit unterstellt, so muss die Austrittsleistung ihres BVG-Guthabens der Vor-
sorgeeinrichtung ihres neuen Arbeitgebers in Liechtenstein Uberwiesen werden. Geht sie in
Liechtenstein keiner unselbststandigen Erwerbstatigkeit mehr nach, so muss die Austrittsleis-
tung auf ein Freiztigigkeitskonto oder eine Freiziigigkeitspolice in der Schweiz nach Wahl der
versicherten Person Uberwiesen werden.

Weitere Moglichkeiten der Barauszahlung

» Personen, welche die Schweiz definitiv verlassen haben und in dem anderen Staat der EU
oder der EFTA nicht mehr dem Versicherungsobligatorium unterstehen (beispielsweise we-
gen Aufgabe der Erwerbstatigkeit), konnen die Barauszahlung auch zu einem spateren Zeit-
punkt verlangen.

Kénnen Arbeitnehmende, die sich in einem EU-/EFTA-Staat
selbstandig machen wollen, die Barauszahlung der Austrittsleistung
(obligatorische Vorsorge) verlangen?

Nur, wenn sie im betreffenden Staat keinem Versicherungsobligatorium unterliegen.

Unterliegt die selbstandige Erwerbstatigkeit im betreffenden Staat der obligatorischen Versiche-
rung fr Alter, Tod und Invaliditat, ist eine Barauszahlung der Austrittsleistung der obligatorischen
beruflichen Vorsorge (Mindestvorsorge) nicht méglich.

Kann das Vorsorgeguthaben zur Finanzierung von selbst genutztem
Wohneigentum in einem EU- oder EFTA-Staat bezogen werden?

Ja, wenn die entsprechenden Voraussetzungen erfiillt sind.

Versicherte Personen, welche in einem EU- oder EFTA-Staat Wohnsitz haben, kénnen ihr Vorsor-
gekapital beanspruchen, sofern sie bzw. ihre Familie das dort gelegene Wohneigentum selber
nutzen.



Leistungen bei Krankheit sowie bei
Mutterschaft, Vaterschaft, Betreuung
eines gesundheitlich schwer
beeintrachtigten Kindes und Adoption
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LEISTUNGEN BEI KRANKHEIT SOWIE BEI MUTTERSCHAFT, VATERSCHAFT, BETREUUNG UND
ADOPTION (KV UND MSE/VSE/BUE/AdopE)

Welche Leistungsarten gibt es bei Krankheit und Mutterschaft?

Geldleistungen und Sachleistungen.
Geldleistungen beinhalten den Ersatz fir Einkommen, die krankheitshalber entfallen.

Fur die Schweiz bestehen sie aus der freiwilligen Taggeldversicherung nach KVG. Wer in der
Schweiz Wohnsitz hat oder erwerbstatig ist, kann die freiwillige Taggeldversicherung nach KVG
abschliessen. Sie dient der ganzen oder teilweisen Deckung des Erwerbsausfalls bei Krankheit
oder bei Mutterschaft sowie krankheitsbedingter Kosten, die nicht anderweitig gedeckt sind. Im
Versicherungsfall werden Geldleistungen ausgerichtet.

Sachleistungen umfassen ambulante und stationare medizinische und zahnarztliche Behand-
lungen und Medikamente sowie die Ruckvergttung der Kosten fir solche Leistungen.

In der Schweiz betrifft dies die obligatorische Krankenpflegeversicherung nach KVG. Zahnarzt-
liche Behandlungen sind nur in Ausnahmefallen durch die schweizerische Grundversicherung
gedeckt.

Nach welchen Kriterien werden die Leistungen
bei Krankheit oder bei Mutterschaft gewahrt?

Geldleistungen nach den Vorschriften des Versicherungsstaates, Sachleistungen nach
jenen des Wohn- oder Aufenthaltsstaates.

Geldleistungen werden nach den Vorschriften des Staates erbracht, in dem die erkrankte Per-
son versichert ist. Der Wohn- und Arbeitsort ist dabei unerheblich. Verlegt eine erkrankte Person
wahrend des Leistungsbezugs ihren Wohnsitz in einen EU- oder EFTA-Staat, hat sie weiterhin
Anspruch auf die Geldleistungen bis zum Ablauf der im Gesetz vorgesehenen Leistungsdauer.
Verlegt eine Person, die keine Leistungen bezieht, ihren Wohnsitz in einen EU- oder EFTA-Staat
und ist nicht in der Schweiz erwerbstéatig, muss sie die freiwillige Taggeldversicherung aufgeben.
Die in der Schweiz zurtickgelegten Versicherungszeiten werden im Prinzip durch den ausléndi-
schen Taggeldversicherer angerechnet.

Bemerkung

» In der Schweiz handelt es sich bei den von den Arbeitgebenden abgeschlossenen Taggeld-
versicherungen in den meisten Fallen um Privatversicherungen. Sie werden folglich nicht mit
den sozialen Krankenversicherungen der EU- oder EFTA-Staaten koordiniert. Deshalb ist es
empfehlenswert, vom friiheren Arbeitgebenden in der Schweiz eine Bestatigung Uber die
Versicherungsdeckung in der Taggeldversicherung zu verlangen. Diese Bestatigung wird von
den auslandischen Versicherungstragern in der Regel anerkannt.

Sachleistungen hingegen werden nach den Vorschriften des Wohn- oder Aufenthaltsstaates
der erkrankten Person erbracht. Das heisst, sie wird so behandelt, wie wenn sie in diesem Staat
versichert ware. Der Umfang der Leistungen sowie die anwendbaren Tarife richten sich dabei
nach den Regelungen dieses Staates.
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Was geschieht, wenn eine Person bei einem voriibergehenden Auslandaufenthalt
erkrankt?

Sie hat dort Anspruch auf die notwendigen Sachleistungen.

Wer sich vortbergehend in einem EU- oder EFTA- Staat aufhalt und dort erkrankt, ist berechtigt,
an Ort und Stelle Sachleistungen anzufordern. Die versicherte Person hat wahrend des vortber-
gehenden Aufenthaltes auf dem Gebiet eines anderen Staates Anspruch auf alle medizinisch
notwendigen Sachleistungen unter Bericksichtigung der Art der Leistungen und der voraus-
sichtlichen Aufenthaltsdauer. Das heisst, die erkrankte Person kann alle Behandlungen beanspru-
chen, die aufgrund ihres Gesundheitszustandes erforderlich sind, damit sie ihren Aufenthalt in
medizinisch gesicherten Umstanden weiterftihren kann. Sie darf nicht gezwungen sein, fur die
medizinische Behandlung in ihren Wohnsitzstaat zurtickzukehren. Sie hat beim schweizerischen
Krankenversicherer eine europdische Krankenversicherungskarte (oder eine provisorische Ersatz-
bescheinigung) anzufordern und dem Leistungserbringer bzw. dem Sozialversicherungstrager im
Aufenthaltsstaat vorzulegen.

EURDPEAN HEALTH INSURANCE CARD:

Europadische Krankenversicherungskarte

123456?95(11234563‘890

Praktisches

» Personen, die eigens fur eine bestimmte Behandlung ins Ausland reisen, missen zuvor bei
ihrer Krankenversicherung eine Genehmigung einholen (Bescheinigung S2), falls sie moch-
ten, dass diese die Kosten fur die Behandlung Gbernimmt. Die Krankenversicherer stellen nur
unter bestimmten Voraussetzungen ein solches Formular aus.

Was geschieht, wenn eine Person in einem EU- oder einem EFTA-Staat wohnt und
in der Schweiz der obligatorischen Krankenpflegeversicherung angehért?

Sie muss sich beim zustdandigen Krankenversicherungstrager (aushelfender Trager) des
Wohnstaates eintragen lassen und hat dann Anspruch auf so genannte Leistungsaus-
hilfe.

Diese Personen erhalten von ihrem schweizerischen Krankenversicherer eine Bescheinigung
(Bescheinigung S7) und kénnen sich damit beim aushelfenden Trager im Wohnstaat eintragen
lassen. Sie haben Anspruch auf Sachleistungsaushilfe nach den vorstehend erwahnten Regelun-
gen.

In der Schweiz versicherte Personen mit Wohnsitz in einem EU-Staat (Erwerbstdtige, Rentnerin-
nen und Rentner, Arbeitslose) sowie deren Familienangehdrige kénnen sich grundsatzlich entwe-
der im Wohnsitzstaat oder in der Schweiz behandeln lassen.


http://www.kvg.org/stream/de/download---0--0--0--76.pdf
http://www.kvg.org/stream/de/download---0--0--0--74.pdf
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Wie werden die entstehenden Kosten abgerechnet?

Es bestehen drei Moglichkeiten.

Entweder direkt zwischen dem zustandigen Krankenversicherer und dem aushelfenden Trager
oder zwischen der versicherten Person und ihrer Krankenversicherung oder zwischen der versi-
cherten Person und dem aushelfenden Trager.

Die entstehenden Kosten werden je nach Staatenregelung direkt zwischen dem zustandigen
Krankenversicherer und dem aushelfenden Trager abgerechnet, oder die versicherte Person muss
die entstehenden Kosten zunachst selbst Gbernehmen und stellt dann ihrem Krankenversicherer
oder dem aushelfenden Trager einen Riickerstattungsantrag. Wer sich in einem Staat behandeln
lasst, das fur Patienten eine Kostenbeteiligung vorsieht, muss diesen Kostenanteil selbst Gberneh-

men.

» Personen, die nicht in dem Staat wohnen, in dem sie versichert sind, lassen sich mit
dem entsprechenden Formular beim zustandigen Trager des Wohnstaates eintragen.
Die zustandigen Verbindungsstellen (in der Schweiz die Gemeinsame Einrichtung KVG,
www.kvg.org) erteilen gerne Auskunft,

» Personen, die beabsichtigen, sich vortbergehend ins Ausland zu begeben, beantragen vor
ihrer Abreise eine europaische Krankenversicherungskarte (oder eine provisorische Ersatzbe-
scheinigung). Sie kénnen diese Karte dann gegebenenfalls dem behandelnden Arzt bzw. der
behandelnden Arztin oder dem Krankenversicherer im Ausland vorlegen. Die Krankenversi-
cherer informieren Gber die erforderlichen Voraussetzungen und stellen die notwendigen
Formulare aus.

» In EU- und EFTA-Staaten unterliegen Nichtberufsunfalle den geltenden Regelungen im
Krankheitsfall. Damit sind sie im Rahmen des FZA und des EFTA-Abkommens den Koordina-
tionsbestimmungen bei «Krankheit und Mutterschaft» unterstellt.

» In der Schweiz versicherte Personen, die im Ausland einen Nichtberufsunfall erleiden, mel-
den den Unfall unverziglich inrem Arbeitgeber und ihrem Unfallversicherer. Dieser stellt eine
Anspruchsbescheinigung aus, welche dem Leistungserbringer ausgehandigt werden muss.


http://www.kvg.org
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Wer hat Anspruch auf eine Mutterschaftsentschadigung?

Frauen, die zum Zeitpunkt der Geburt des Kindes Arbeitnehmerinnen oder Selbstan-
digerwerbende sind.

Anspruch auf Mutterschaftsentschadigung haben Frauen, die zum Zeitpunkt der Geburt des
Kindes einer unselbstandigen oder selbstandigen Erwerbstatigkeit nachgehen. Sie mussen in den
neun Monaten vor der Geburt obligatorisch in der AHV/IV/EQO versichert gewesen sein und wah-
rend dieser Zeit mindestens fiinf Monate lang eine Erwerbstatigkeit ausgelbt haben.

Wie hoch ist die Mutterschaftsentschadigung?
Die Mutterschaftsentschadigung betragt 80 % des durchschnittlich erzielten Einkom-
mens, jedoch héchstens 220 Franken pro Tag.

Die Mutterschaftsentschadigung wird wahrend 14 Wochen (98 Tagen) ausbezahlt und betragt
80 % des vor der Geburt erzielten durchschnittlichen AHV-pflichtigen Einkommens, héchstens
jedoch 220 Franken pro Tag.

Wird die Mutterschaftsentschadigung auch ins Ausland ausgerichtet?

Die Entschadigung wird auch an Frauen mit Wohnsitz in einem EU- oder EFTA-Staat
ausgerichtet.

Was muss eine schwangere Frau tun, die die Schweiz verlasst
und im Ausland eine Erwerbstatigkeit aufnimmt?

Sich bei dem Kranken- und Mutterschaftsversicherungstrager im auslandischen Staat
anmelden.

Dieser ist dann zustandig fur die Ausrichtung der Mutterschaftsleistungen gemass den fur diesen
Staat geltenden Rechtsvorschriften.

Falls erforderlich, kénnen die in der Schweiz zurtickgelegten Versicherungs-, Beschaftigungs- oder
Wohnzeiten fur den Anspruch auf auslandische Leistungen bericksichtigt werden.



LEISTUNGEN BEI KRANKHEIT SOWIE BEI MUTTERSCHAFT, VATERSCHAFT, BETREUUNG UND
ADOPTION (KV UND MSE/VSE/BUE/AdopE)

Wer hat Anspruch auf eine Vaterschaftsentschadigung?
Der Vater oder die Ehefrau der Mutter, wenn sie zum Zeitpunkt der Geburt des Kindes
einer unselbstandigen oder selbstandigen Erwerbstatigkeit nachgehen.

Sie massen in den neun Monaten vor der Geburt obligatorisch in der AHV/IV/EQO versichert gewesen
sein und wahrend dieser Zeit mindestens finf Monate lang eine Erwerbstatigkeit ausgetibt haben.

Wie hoch ist die Vaterschaftsentschdadigung?

Die Vaterschaftsentschadigung betragt 80 % des durchschnittlich erzielten Einkom-
mens, jedoch héchstens 220 Franken pro Tag.

Der Vaterschaftsurlaub betragt zwei Wochen (maximal 14 Taggelder). Als Entschadigung fur den
Verdienstausfall erhalten sie 80 % des durchschnittlichen AHV-pflichtigen Erwerbseinkommens
vor der Geburt, hdchstens aber 220 Franken pro Tag.

Der Vaterschaftsurlaub kann wochenweise oder an einzelnen Tagen innerhalb einer Rahmenfrist
von sechs Monaten bezogen werden.

Wird die Vaterschaftsentschiddigung auch ins Ausland ausgerichtet?

Ja, unter gewissen Voraussetzungen.

Die Entschadigung kann auch ins Ausland ausbezahlt werden, wenn der Vater oder die Ehefrau
der Mutter den Wohnsitz nach der Geburt ins Ausland verlegt. In diesem Fall ist die Schweizeri-
sche Ausgleichskasse zustandig.


https://www.zas.admin.ch/zas/de/home.html
https://www.zas.admin.ch/zas/de/home.html

LEISTUNGEN BEI KRANKHEIT SOWIE BEI MUTTERSCHAFT, VATERSCHAFT, BETREUUNG UND
ADOPTION (KV UND MSE/VSE/BUE/AdopE)

Wer hat Anspruch auf eine Betreuungsentschadigung?

Eltern, die ihre Erwerbstatigkeit unterbrechen miissen, um ein gesundheitlich schwer
beeintradchtigtes minderjéhriges Kind zu betreuen.

Wie hoch ist die Betreuungsentschadigung?

Die Betreuungsentschadigung betragt 80% des durchschnittlich erzielten Einkommens,
héchstens jedoch 220 Franken pro Tag.

Der Betreuungsurlaub betragt 14 Wochen (maximal 98 Taggelder). Als Entschadigung fur den
Verdienstausfall erhalten die Anspruchsberechtigten 80 % des durchschnittlichen AHV-pflichti-
gen Erwerbseinkommens vor dem Unterbruch der Erwerbstatigkeit, hochstens aber 220 Franken
pro Tag.

Der Urlaub kann zwischen den Eltern frei aufgeteilt werden und muss wochenweise oder an
einzelnen Tagen innerhalb einer Rahmenfrist von 18 Monaten bezogen werden.

Wird die Betreuungsentschadigung auch ins Ausland ausgerichtet?

Ja, unter gewissen Voraussetzungen.

Die Betreuungsentschdadigung kann auch an Eltern ausbezahlt werden, die in einem EU- oder in
einem anderen EFTA-Staat Wohnsitz haben.

Wer hat Anspruch auf eine Adoptionsentschadigung?
Erwerbstatige Personen, die ein Kind unter vier Jahren zur Adoption aufnehmen.

Sie mUssen in den neun Monaten vor der Aufnahme des Kindes obligatorisch in der AHV/IV/EO
versichert gewesen sein und wahrend dieser Zeit mindestens funf Monate lang eine Erwerbsta-
tigkeit ausgelbt haben. Bei einer Stiefkindadoption besteht kein Anspruch.

Wie hoch ist die Adoptionsentschadigung?

Die Adoptionsentschadigung betrédgt 80 % des durchschnittlich erzielten Einkommens,
héchstens jedoch 220 Franken pro Tag.

Der Adoptionsurlaub betragt zwei Wochen (maximal 14 Taggelder). Als Entschadigung fir den
Verdienstausfall erhalten die Anspruchsberechtigten 80 % des durchschnittlichen AHV-pflich-
tigen Erwerbseinkommens vor der Aufnahme des Kindes zur Adoption, héchstens aber 220
Franken pro Tag.

Der Adoptionsurlaub kann zwischen den Adoptiveltern aufgeteilt werden und muss wochen-
weise oder an einzelnen Tagen innerhalb einer Rahmenfrist von 12 Monaten bezogen werden.
Die Adoptiveltern kénnen den Urlaub jedoch nicht gleichzeitig beziehen.



Leistungen bei Arbeitsunfillen
und Berufskrankheiten (UV)




LEISTUNGEN BEI ARBEITSUNFALLEN UND BERUFSKRANKHEITEN (UV)

In welchem Staat sind die Leistungen
bei Arbeitsunféallen und Berufskrankheiten zu beziehen?

Sachleistungen im Wohnstaat, Geldleistungen im Versicherungsstaat.

Sachleistungen bei Arbeitsunfallen und Berufskrankheiten sind grundsatzlich im Wohnstaat zu
beziehen. Grenzgangerinnen und Grenzganger kénnen sich im Wohn- oder im Versicherungs-
staat behandeln lassen.

Geldleistungen werden direkt von der Unfallversicherung erbracht, bei welcher die verunfallte
oder an einer Berufskrankheit erkrankte Person versichert ist.

Nach welchen Kriterien werden die Leistungen
bei Arbeitsunfallen und Berufskrankheiten gewahrt?

Sachleistungen nach den Vorschriften des Wohnstaates, Geldleistungen nach jenen
des Versicherungsstaates.

Sachleistungen werden nach den Vorschriften des Wohnstaates der verunfallten oder erkrank-
ten Person erbracht. Das heisst, sie wird so behandelt, wie wenn sie in diesem Staat versichert
ware. Der Umfang der Leistungen sowie die anwendbaren Tarife richten sich dabei nach den
Regelungen dieses Staates.

Geldleistungen hingegen werden nach den Vorschriften des Staates erbracht, in dem die ver-
unfallte oder an einer Berufskrankheit erkrankte Person versichert ist. Der Wohn- und Arbeitsort
ist dabei unerheblich.

Was geschieht, wenn eine Person bei einem voriibergehenden Auslandaufenthalt
einen Arbeitsunfall erleidet oder an einer Berufskrankheit erkrankt?

Sie hat dort Anspruch auf die erforderlichen Sachleistungen.

Eine versicherte Person, die sich vortbergehend im Ausland aufhélt und dort einen Arbeitsunfall
erleidet oder an einer Berufskrankheit erkrankt, ist berechtigt, an Ort und Stelle Sachleistungen
anzufordern.

» Eine in der Schweiz versicherte Person, die im Ausland einen Berufsunfall erleidet, hat unver-
zuglich ihren Arbeitgeber und ihren Unfallversicherer zu informieren. Der Unfallversicherer
stellt die Bescheinigung DA1 aus; diese ist dem Leistungserbringer abzugeben.

» Personen, die eigens fur eine bestimmte Behandlung ins Ausland reisen, missen zuvor bei
ihrer Unfallversicherung eine Genehmigung einholen, falls sie mdchten, dass diese die Kos-
ten fur die Behandlung Gbernimmt. Die Unfallversicherer sind jedoch nicht verpflichtet, eine
solche Genehmigung zu erteilen.



LEISTUNGEN BEI ARBEITSUNFALLEN UND BERUFSKRANKHEITEN (UV)

Wie werden die entstehenden Behandlungskosten abgerechnet?

In der Regel direkt zwischen den beteiligten Unfallversicherungen.

Die entstehenden Kosten werden je nach Staatsregelung entweder direkt zwischen den beteilig-
ten Unfallversicherungen abgerechnet, oder die versicherte Person hat sie zunachst selber zu Gber-
nehmen und verlangt dann bei ihrem Unfallversicherer eine Rickvergtitung. Die meisten EU- oder
EFTA-Staaten sehen eine direkte Abrechnung zwischen den beteiligten Unfallversicherungen vor.

Wer sich in einem Staat behandeln lasst, welches fir Patienten eine Kostenbeteiligung vorsieht,
muss diesen Kostenanteil selbst Gbernehmen.

Durch welche Versicherung werden die Kosten von Berufskrankheiten entschadigt,
wenn die erkrankte Person in mehreren Staaten dem gleichen Risiko ausgesetzt war?

Durch die Versicherung des Staates, in dem die erkrankte Person der schidigenden
Einwirkung zuletzt ausgesetzt war.

Bei Berufskrankheiten, bei denen die erkrankte Person zuvor in mehreren Staaten dem schadi-
genden Stoff ausgesetzt war, ist grundsatzlich allein die Versicherung des Staates zustandig, in
welchem die Person zuletzt die krankheitsverursachende Tatigkeit ausgeUbt hat.

Was geschieht mit den Leistungen, wenn nach einem Arbeitsunfall oder
nach Auftreten einer Berufskrankheit der Wohnstaat gewechselt wird?

Sachleistungen sind im neuen Wohnstaat zu beziehen; Geldleistungen werden vom
zustandigen Unfallversicherer Giberwiesen.

Wechselt eine Person, die einen Arbeitsunfall erlitten hat oder an einer Berufskrankheit erkrankt
ist, den Wohnstaat, sind die Sachleistungen im neuen Wohnstaat zu beziehen. Die zustandige
Unfallversicherung muss mit dem Wohnstaatwechsel einverstanden sein. Die Geldleistungen
werden grundsatzlich direkt von der Unfallversicherung erbracht, bei welcher die Person versi-
chert ist.

» Weitere Auskiinfte erteilen die Unfallversicherer sowie die zustandigen Verbindungsstel-
len. In der Schweiz ist dies die Schweizerische Unfallversicherungsanstalt (Suva) in Luzern
(www.suva.ch).



Leistungen bei Arbeitslosigkeit (ALV)




LEISTUNGEN BEI ARBEITSLOSIGKEIT (ALV)

Wo missen Arbeitslose ihren Anspruch auf Leistungen geltend machen?

In der Regel in dem Staat, in dem sie zuletzt beschaftigt waren.

Arbeitslose mussen ihren Anspruch auf Leistungen in der Regel in dem Staat, in dem sie zuletzt
beschaftigt waren und in dem sie sich aufhalten, geltend machen. Dabei muss die zustandige Ar-
beitslosenversicherung, falls nétig, Versicherungs- und Beschaftigungszeiten in anderen EU- oder
EFTA-Staaten bericksichtigen. Voraussetzung fur einen Anspruch auf Arbeitslosenleistungen ist,
dass die arbeitslose Person unmittelbar vor ihrer Arbeitslosigkeit in dem Staat versichert war, in
dem sie die Leistungen beantragt.

Eine Person, die in der Schweiz arbeitslos geworden ist, kann also nicht in einem anderen Staat
Arbeitslosenleistungen geltend machen.

Kann ich in einem anderen Staat eine Beschéftigung suchen und
meine Arbeitslosenentschadigung dorthin ausrichten lassen?

Ja, unter gewissen Bedingungen und fiir maximal drei Monate ist der Export von
schweizerischen Arbeitslosenleistungen moglich.

Die versicherte Person muss wahrend vier Wochen nach der Anmeldung bei der schweizerischen
Arbeitslosenkasse dem zustandigen Arbeitsvermittlungszentrum zur Verfligung gestanden ha-
ben. Danach kann sich die versicherte Person, sobald ihr Gesuch um Leistungsexport bewilligt
worden ist, in einen EU- oder EFTA-Staat begeben und dort eine Beschaftigung suchen. Sie muss
sich bei der zustandigen Arbeitsverwaltung dieses Staates anmelden und sich den dort geltenden
Kontrollvorschriften unterwerfen.

Die Arbeitslosentaggelder werden von der schweizerischen Arbeitslosenkasse wahrend einer
Dauer von maximal drei Monaten weiterhin Gberwiesen.

Findet die arbeitslose Person in diesen drei Monaten keine Beschaftigung, kann sie in die Schweiz
zurlckkehren und dort weiterhin Arbeitslosenleistungen beziehen.

Detaillierte Informationen finden Sie in der Broschire des SECO , Leistungen bei Arbeitssuche im
Ausland (EU-oder EFTA-Mitgliedstaaten)”.


https://www.arbeit.swiss/dam/secoalv/de/dokumente/publikationen/broschueren/stellensuchende/SECO_716%20204_D_2018_web.pdf.download.pdf/SECO_716%20204_D_2018_web.pdf
https://www.arbeit.swiss/dam/secoalv/de/dokumente/publikationen/broschueren/stellensuchende/SECO_716%20204_D_2018_web.pdf.download.pdf/SECO_716%20204_D_2018_web.pdf

LEISTUNGEN BEI ARBEITSLOSIGKEIT (ALV)

Werden die Uberbriickungsleistungen auch in einem EU- oder EFTA-Mitgliedstaat
ausgerichtet?

Sofern die Anspruchsvoraussetzungen erfiillt sind, werden die jahrlichen Uberbriickungsleistun-

gen auch in einem EU-/EFTA-Mitgliedstaat ausbezahlt. Im Falle eines Wohnsitzes in einem EU-/
EFTA-Mitgliedstaat werden bestimmte Ausgaben an die Kaufkraft dieses Staates angepasst.

Wo muss der Anspruch auf Uberbriickungsleistungen geltend gemacht werden?
FUr Personen mit Wohnsitz in einem EU-/EFTA-Mitgliedstaat ist die Durchfuhrungsstelle des letz-

ten Wohnsitzes in der Schweiz zustandig. Fir Personen, die nie in der Schweiz ihren Wohnsitz
hatten, ist die Durchflihrungsstelle am Sitz ihres letzten Arbeitgebers zustandig.

Weitere Informationen

Weitere Informationen finden Sie im Merkblatt 5.03 — Uberbriickungsleistungen fir éltere
Arbeitslose.


http://www.ahv-iv.ch/p/5.03.d
http://www.ahv-iv.ch/p/5.03.d

Familienzulagen (Fam2)




FAMILIENZULAGEN (FAMZ)

Erhalt eine Person, die eine Erwerbstatigkeit in einem EU- oder EFTA-Staat aufnimmt,
schweizerische Familienzulagen, wenn die Familie in der Schweiz wohnt?

Grundsatzlich nicht. Der Beschdftigungsstaat ist fiir die Ausrichtung der Familien-
zulagen zustandig.

Der Anspruch auf Familienzulagen besteht grundsatzlich in dem Staat, in dem ein Elternteil
erwerbstatig ist. Dies gilt auch, wenn die Familienangehérigen in einem anderen EU- oder
EFTA-Staat wohnen. Eine in der Schweiz beschaftigte Person hat grundsatzlich Anspruch
auf schweizerische Familienzulagen, auch wenn die Familienangehorigen in einem EU- oder
EFTA-Staat wohnen.

Welcher Staat richtet Familienzulagen aus, wenn beide Elternteile
in verschiedenen Staaten erwerbstatig sind?

Der Wohnstaat der Kinder, wenn ein Elternteil dort erwerbstitig ist.

Ist der andere Elternteil in einem Staat erwerbstatig, das héhere Leistungen gewahrt, zahlt dieser
Staat den Differenzbetrag. Familien, die Anspruch auf Leistungen mehrerer Staaten haben, er-
halten somit den Hochstbetrag, der nach der Gesetzgebung einer dieser Staaten vorgesehen ist.

Diirfen geringere Familienzulagen ausgerichtet werden, wenn die Familien-
angehorigen in einem anderen Staat mit tieferen Lebenshaltungskosten wohnen?

Nein.

Das Gebietsgleichstellungsprinzip verbietet eine unterschiedliche Behandlung. Staatsangehdrige
von EU-Staaten, Island, Liechtenstein, Norwegen und der Schweiz mussen so behandelt werden,
wie wenn sie mit ihrer Familie im Beschaftigungsstaat wohnen wurden.

Praktisches

» Weitere Auskinfte erteilen die kantonalen Ausgleichskassen und die Familienausgleichs-
kassen.



Adressen und Websites

EUROPA — Europadische Union online
WWW.europa.eu

Unter International/Verzeichnisse:
www.sozialversicherungen.admin.ch
https://sozialversicherungen.admin.ch/de/d/6061/download
«Adressen auslandischer Ministerien und Verbindungsstellen»

Informationen zu den Sozialversicherungssystemen in den EU-/EFTA-Staaten
und weltweit

MISSOC: Vergleichende Tabellen Uber die soziale Sicherheit in den EU-/EFTA-Staaten —
Bulletin Uber das Informationssystem der sozialen Sicherheit in der EU: www.europa.eu

Unterstellung/FamZ

Bundesamt fur Sozialversicherungen
Effingerstrasse 20

3003 Bern

info@bsv.admin.ch
www.bsv.admin.ch

AHV/IV/EL/UL

Ausgleichskassen und IV-Stellen
www.ahv-iv.ch


https://www.bsvlive.admin.ch/vollzug/documents/index/category:133/lang:deu
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=URISERV:c10606
https://www.ahv-iv.ch/de/Kontakte

ADRESSEN UND WEBSITES

BV

Sicherheitsfonds BVG

Zentralstelle 2. Saule

Geschaftsstelle

Eigerplatz 2

3007 Bern

Postanschrift: Postfach 1023, 3000 Bern 14
info@sfbvg.ch

www.sfbvg.ch

Auffangeinrichtung BVG und BVG-Aufsichtsbehérden
www.ahv-iv.ch
Merkblatt 6.06

KV

Bundesamt fur Gesundheit BAG
3003 Bern
www.bag.admin.ch

Verbindungsstelle:

Gemeinsame Einrichtung KVG

Internationale Koordination Krankenversicherung
Industriestrasse 78

4600 Olten

WWW.Kvg.org

Kantonale Stellen fur Gesuche um Befreiung von der
Versicherungspflicht und kantonale Stellen

zur Pramienverbilligung:

www.bag.admin.ch

www.ahv-iv.ch

Merkblatt 6.07


http://www.ahv-iv.ch/p/6.06.d
https://www.bag.admin.ch/dam/bag/de/dokumente/kuv-aufsicht/krankenversicherung/kantonale-stellen-gesuche-befreiung-obligatorische-kv.pdf.download.pdf/kantonale-stellen-befreiung-d.pdf
https://www.ahv-iv.ch/de/Kontakte/Kantonale-Stellen-zur-Prämienverbilligung
http://www.ahv-iv.ch/p/6.07.d

ADRESSEN UND WEBSITES

MSE/VSE/BUE/AE

Ausgleichskassen und IV-Stellen
www.ahv-iv.ch

Verbindungsstelle:

Gemeinsame Einrichtung KVG

Internationale Koordination Krankenversicherung
Industriestrasse 78

4600 Olten

www.kvg.org

und

Schweizerische Ausgleichskasse

Avenue Edmond-Vaucher 18, Postfach 3100
1211 Genf 2

www.zas.admin.ch

uv

Bundesamt fur Gesundheit BAG
3003 Bern
www.bag.admin.ch

Schweizerische Unfallversicherungsanstalt Suva
Fluhmattstrasse 1

6004 Luzern

Postanschrift: Postfach, 6002 Luzern
www.suva.ch

ALV

Staatssekretariat fur Wirtschaft SECO
Direktion fur Arbeit

Arbeitsmarkt und Arbeitslosenversicherung
Holzikofenweg 36

3003 Bern

www.seco.admin.ch

Informationen zu den wichtigsten Fragen der Arbeitslosigkeit:
www.arbeit.swiss

Adressen der Regionalen Arbeitsvermittlungszentren,
der Arbeitslosenkassen und der kantonalen Amtsstellen:
www.arbeit.swiss > Institutionen / Medien > Adressen / Kontakte


https://www.ahv-iv.ch/de/Kontakte
https://www.arbeit.swiss/secoalv/de/home.html
https://www.arbeit.swiss/secoalv/de/home/menue/institutionen---medien/adressen---kontakte.html#!/

ADRESSEN UND WEBSITES

Allgemeine Auskunfte zu den bilateralen Abkommen CH-EU
und zur europdischen Integration

EDA, Direktion fur europaische Angelegenheiten DEA
Bundeshaus Ost

3003 Bern

europa@seco.admin.ch

www.europa.admin.ch

Einreise/Aufenthalt
Staatssekretariat fir Migration SEM
Quellenweg 6

3003 Bern-Wabern
www.sem.admin.ch


https://www.sem.admin.ch/sem/de/home/ueberuns/sem.html
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